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ZEITGESPRÄCH

Das Ende des Korporatismus?
Angesichts des zunehmenden Standortwettbewerbs, der anhaltenden
Massenarbeitslosigkeit und der leeren Kassen des Staates gerät der

Korporatismus hergebrachter Prägung in die Krise. Welche Alternativen
wirtschaftspolitischer Koordination bestehen?

Norbert Berthold

Ende des Korporatismus oder europäischer Neubeginn?

Die wirtschaftlichen Zeiten än-
dern sich. Weltweit offenere

Güter- und Kapitalmärkte be-
schleunigen den strukturellen
Wandel. Der Prozeß der schöpferi-
schen Zerstörung ist in vollem
Gange. Ganze Branchen kämpfen
ums Überleben, vormals blühende
Landschaften verschwinden von
der Bildfläche, bisher gut bezahlte
Qualifikationen verlieren an Wert.
Das ist die eine Seite, die der
Zerstörung. Völlig neue Bereiche
entstehen fast aus dem Nichts,
Regionen erwachen aus dem wirt-
schaftlichen Dornröschenschlaf,
neue Berufe werden geschaffen.
Das ist die andere Seite, die der
Schaffung von wirtschaftlichem
Wohlstand.

Dieser unvermeidliche Prozeß
verläuft allerdings alles andere

als reibungslos. Der größte Hemm-
schuh ist das institutionelle Arran-
gement, es hält mit den Erfor-
dernissen des wirtschaftlichen
Wandels nicht Schritt, institutionel-
ler „mismatch" wird offenkundig.
Anhaltend höhe Arbeitslosigkeit
vor allem unter gering qualifizier-
ten Arbeitnehmern, eine erodieren-
de ökonomische Basis des Sozial-
staates und chronischer Geld-
mangel des Staates sind fast
zwangsläufig.

Institutionelle Verflechtungs-
falle: Ursache allen Übels

Die Welt hat lange Zeit oft neid-
voll auf das deutsche institutionel-
le Ensemble geblickt. Die institu-
tionelle Trias aus Tarifautonomie,
Sozialstaat und föderaler Struktur
des Gemeinwesens wurden als
vorbildlich angesehen. Das hat
sich geändert. Die Gründe liegen
auf der Hand. Die Tarifautonomie,
die installiert wurde, um den Ein-
fluß des Staates auf den Arbeits-
märkten zu begrenzen, hat sich in
den Händen der Tarifpartner mit
tätiger Hilfe des Tarifvertrags-, Be-
triebsverfassungs- und Arbeits-
rechts zu einem Instrument ent-
wickelt, den Wettbewerb auf den
Arbeitsmärkten weitgehend aus-
zuschalten1. Die Tarifverhandlun-
gen finden, obwohl formal regional
für bestimmte Sektoren verhandelt
wird, faktisch auf zentraler Ebene
statt. Beide Verhandlungsseiten
stimmen ihre Aktivitäten unter-
einander und miteinander mehr
oder weniger stark intersektoral
ab. Es verwundert nicht, wenn in
Deutschland gesamtwirtschaftli-

1 Vgl. N. Ber t h o l d , R. Fehn : Evolution
von Lohnverhandlungssystemen - Macht
oder ökonomisches Gesetz?, in: W. Z o h I n -
hö fe r (Hrsg.): Die Tarifautonomie auf dem
Prüfstand. Berlin 1996, S. 57-94.

ehe Größen die sektoralen Lohn-
abschlüsse dominieren. Die Flä-
chentarife sind kaum in der Lage,
auf die zunehmenden regionalen
und sektoralen Besonderheiten
mehr Rücksicht zu nehmen.

Der staatlich begünstigte hohe
Zentralisierungsgrad der Tarifver-
handlungen verschafft den Tarif-
partnern und damit den Arbeits-
platzbesitzern die Macht, eine
Lohn- und Tarifpolitik zu verfolgen,
die von den tatsächlichen Gege-
benheiten auf den Arbeitsmärkten
weitgehend absieht. Die Tarifpart-
ner setzen ihre Organisations-
macht so in politischen Einfluß um,
daß institutionelle Vorkehrungen
geschaffen werden, beschäfti-
gungspolitische Lasten auf Dritte
abzuwälzen. Das institutionelle Ar-
rangement macht den Sozialstaat
zum Opfer der Tarifpartner2. Groß-
zügige Leistungen der Arbeitslo-
senversicherung, eine relativ hohe
Sozialhilfe, arbeitsmarktpolitisch
motivierte, attraktive Berufs- und
Erwerbsunfähigkeitsrenten, vorzei-
tiger Ruhestand ohne versiche-
rungsadäquate Abschläge und
flächendeckende Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik sind
nur einige Kanäle, über die Lasten

2 Vgl. N. B e r t h o l d : Der Sozialstaat im
Zeitalter der Globalisierung, Tübingen 1998.
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des strukturellen Wandels externa-
lisiert werden. Die Budgetrestrik-
tion der Tarifpartner wird aufge-
weicht, die Lohn- und Tarifpolitik
orientiert sich vor allem an den
Interessen der Arbeitsplatzbesitzer,
kaum an denen der Arbeitslosen.

Der dritte Baustein im eng ge-
strickten institutionellen Geflecht
ist der kooperative Föderalismus.
Wie auf den Arbeitsmärkten und
im Bereich des Sozialen fehlen
auch hier wettbewerbliche Ele-
mente weitgehend. Von Bund und
Ländern zentral vorgegebene Auf-
gaben und Ausgaben dominieren,
ein Steuerkartell von Bund und
Ländern sorgt für die erforderli-
chen Einnahmen. Wo Wettbewerb
zwischen den Gebietskörper-
schaften dennoch aufkeimt, macht
ihm ein rigoroser Finanzausgleich
den Garaus. Die Rückwirkungen
des kooperativen Föderalismus
auf die Lage auf den Arbeitsmärk-
ten werden viel zu wenig beach-
tet3. Er verhindert mit bundesein-
heitlichen arbeitsmarkt- und sozi-
alpolitischen Regulierungen, daß
adäquat auf regionale und sekto-
rale Unterschiede reagiert werden
kann. Ein prohibitiver, horizontaler
und vertikaler Finanzausgleich
schafft die materielle Grundlage
für eine großzügige, immer öfter
„fremdfinanzierte" Subventions-
politik von Bund und Ländern, mit
der notleidend gewordenen Bran-
chen und Unternehmungen finan-
ziell unter die Arme gegriffen wird.
Das alles und noch viel mehr ver-
wischt die beschäftigungspoliti-
sche Verantwortung der Tarifpart-
ner weiter.

Neues institutionelles Design:
Adäquate Therapie

Das eng gewebte institutionelle
Geflecht erstickt den Wettbewerb
auf den Arbeitsmärkten, im Be-
reich des Sozialen und auf dem
Felde der föderalen Ordnung, be-
schäftigungspolitische Verantwor-
tung wird verwischt, ein Teufels-
kreis ist vorprogrammiert. Der ho-

he Zentralisierungsgrad der Tarif-
verhandlungen und der differen-
zierende strukturelle Wandel sind
wie Feuer und Wasser, steigende
Arbeitslosigkeit ist unvermeidlich.
Die ökonomische Basis des vor-
wiegend umlagefinanzierten So-
zialstaates erodiert. Der Versuch,
die eintretenden finanziellen Un-
gleichgewichte über höhere Bei-
träge in Grenzen zu halten, ver-
schlechtert die Lage auf den
Arbeitsmärkten weiter. Aber auch
die allgemeine finanzielle Basis
des Staates wird brüchiger:
Höhere Arbeitslosigkeit läßt die
Steuereinnahmen weniger spru-
deln; finanzielles Doping für Bran-
chen, Regionen und Qualifikatio-
nen, die ihre Zukunft schon hinter
sich haben, muß finanziert werden.
Der Versuch, die Defizite über
höhere Steuern heute oder mor-
gen zu verringern, legt sich wie
Mehltau auf die wirtschaftliche
Entwicklung. Die Arbeitslosigkeit
steigt weiter, die finanziellen Un-
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gleichgewichte des (Sozial-)Staa-
tes nehmen zu.

Die adäquate institutionelle Re-
aktion auf die wirtschaftlichen
Veränderungen liegt auf der Hand:
Es muß zum einen dafür Sorge ge-
tragen werden, daß es den Tarif-
partnern nicht mehr möglich ist,
die Lasten aus dem strukturellen
Wandel auf Dritte abzuwälzen;
zum anderen muß das institutio-
nelle Arrangement so gewählt wer-
den, daß es den heterogeneren
wirtschaftlichen Strukturen ent-
spricht4. Damit ist dreierlei notwen-
dig: Erstens müssen die Tarifver-
handlungen dezentraler, stärker
auf betrieblicher Ebene stattfin-
den. Damit wird den heterogenen
Interessen der Arbeitnehmer als
auch der Unternehmungen besser
entsprochen und die Organisa-
tionsmacht der Tarifpartner in die
Schranken verwiesen. Zweitens
muß der Sozialstaat, wo es mög-
lich und sinnvoll ist, privatisiert
werden und da, wo er weiter not-
wendig ist, muß stärker auf Äqui-
valenz gesetzt und müssen dezen-
tralere Lösungen angestrebt wer-
den. Damit schwinden die Mög-
lichkeiten der Tarifpartner, den
Sozialstaat weiter auszuplündern.
Drittens muß der fiskalische Föde-
ralismus so organisiert werden,
daß die regionalen und lokalen
Präferenzen der Bürger besser ge-
troffen werden. Aufgaben, Ausga-
ben und Einnahmen sind stärker
zu dezentralisieren. Mit einem
wettbewerblicheren fiskalischen
Föderalismus sinken die Chancen
der Tarifpartner, den Staat in be-

3 Vgl. N. B e r t h o l d : Der Föderalismus
und die Arbeitslosigkeit: eine vernachlässig-
te Beziehung, in: List Forum für Wirtschafts-
und Finanzpolitik, 24 (1998), S. 345-366.
4 Vgl. M. B u t i , L R. P e n c h , R Ses-
t i t o : European Unemployment: Contend-
ing Theories and Institutional Complexities.
European Investment Bank. Report 98/01.
Luxemburg 1998, S. 29-31; N. Ber t h o l d :
Abbau der Arbeitslosigkeit - Sisyphusarbeit
gegen Tarifpartner und Staat, Bad Homburg
1999.
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schäftigungspolitische Geiselhaft
zu nehmen.

Es ist unbestritten: Mehr Be-
schäftigung und mehr Wohlstand
ist nur möglich, wenn in allen drei
Bereichen wieder mehr Wettbe.-
werb einkehrt. Das ist leichter ge-
sagt als getan. Das gegenwärtige
institutionelle Arrangement ist
zwar alles andere als effizient, es
ist dennoch ein polit-ökonomi-
sches Gleichgewicht5. Eine breite
Mehrheit in unserer Gesellschaft
scheint ganz gut damit zu leben,
wohl auch deshalb, weil sie die
Folgen für die zukünftigen Genera-
tionen systematisch ausblendet.
Das gilt, nicht nur für die Arbeits-
platzbesitzer, die vom mangelnden
Wettbewerb auf den Arbeitsmärk-
ten profitieren. Es trifft auch für ei-
ne Mehrheit der Bevölkerung zu,
die Nutzen aus der gegenwärtigen
Form des Sozialstaates zieht.

Schließlich sind die Bundes-
länder hoffnungslos in der Minder-
heit, die vom zentralen, kooperati-
ven fiskalischen Föderalismus lo-
skommen wollen und auf mehr
Wettbewerb zwischen den, Ge-
bietskörperschaften setzen. Es ist
deshalb schwer, eine politische
Mehrheit zu organisieren, die bereit
ist, den ineffizienten institutionellen
Status quo aufzugeben, neue In-
stitutionen zu installieren und zu
ökonomisch besseren Ergebnis-
sen, mehr Wohlstand und weniger
Arbeitslosigkeit zu kommen.

Korporatistische Lösungen:
Wege ins Abseits

Der Weg zu einem institutionel-
len Arrangement, das über mehr
Wettbewerb im Bereich des Sozia-
len, des fiskalischen Föderalismus
und des Arbeitsmarktes selbst zu

weniger Arbeitslosigkeit führt, ist
überaus steinig. Es sind grund-
sätzlich zwei Varianten denkbar,
diesen Weg zu beschreiten: insti-
tutioneller Wettbewerb oder Kor-
poratismus. Die Konzertierten Ak-
tionen der Vergangenheit in der
Stabilitäts- und Wachstumspolitik
und im Gesundheitswesen 'zählen
ebenso wie das Bündnis für Arbeit
zur zweiten Variante.

~ Die korporatistische Idee ist ein-
fach: Die'wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten sollen gelöst werden, in-
dem sich nicht nur Staat und
Interessengruppen auf ein gemein-
sames Vorgehen verständigen,
sondern es auch zu einem Aus-
gleich der Interessen der organi-
sierten Gruppen kommt6. Aller-
dings: Die korporatistischen Ver-
suche der Vergangenheit und der
Gegenwart operieren auf unter-
schiedlichen ökonomischen Ter-
rains: Die Konzertierte Aktion der
60er Jahre wollte zyklischen Pro-
blemen zu Leibe rücken, also pro-
zeßpolitische Aktivitäten bes-
ser aufeinander abstimmen, das
Bündnis für Arbeit muß vor allem
strukturelle Probleme auf den Ar-
beitsmärkten lösen, also einen
ordnungspolitischen Rahmen in-
stallieren, der für mehr Wettbe-
werb sorgt7.

Es sind Zweifel angebracht, ob
ein Bündnis für Arbeit zu mehr
Wettbewerb führen kann. Die Tarif-
partner, die bisher im Verein mit
den politischen Entscheidungs-
trägern alles getan haben, institu-
tionellen Wettbewerb zu verhin-
dern, müssen nun den wettbe-
werblichen Kräften auf den Ar-
beitsmärkten und anderswo eine

5 Vgl. N. Berthold, R. Fehn: The Positive
Economics of Unemployment and Labor
Market Inflexibility, in: Kyklos, 49 (1996),
S. 583-613; G. S a i n t - P a u I: The political
consequences of unemployment, in: Swe-
dish Economic Policy Review, 5 (1998),
S. 259-295.

6 Vgl. G. G ä f g e n : Kooperative Wirt-
schaftspolitik, neuer Korporatismus und Wirt-
schaftsordnung, in: J. K l a u s , R K l e m -
mer (Hrsg.): Wirtschaftliche Strukturpro-
bleme und soziale Fragen. Berlin 1988,
S. 41-52.
7 Vgl. N. Ber t h o l d , R. Hank : Bündnis
für Arbeit: Korporatismus statt Wettbewerb,
Tübingen 1999, S. 40-49.

Gasse bahnen, wenn Arbeitslosig-
keit wirksam bekämpft werden
soll. Der Verdacht liegt nahe, daß
damit der Bock zum Gärtner wird.
Der Preis, den die Gewerkschaften
in einem Bündnis zahlen müssen,
wenn es beschäftigungspolitisch
erfolgreich sein soll, ist der
Verzicht auf mögliche Lohnsteige-
rungen und Tarifverbesserungen.
Während die Arbeitslosen und die
Eigentümer von Realkapital unmit-
telbar gewinnen, stellen sich die
Arbeitsplatzbesitzer erst einmal, re-
lativ schlechter. Die in den Ge-
werkschaften tonangebenden Ar-
beitsplatzbesitzer sind nur bereit,
einer solchen Vereinbarung zuzu-
stimmen, wenn sie für den tem-
porären Lohnverzicht entschädigt
werden. Ein .Bündnis für Arbeit
braucht wie alle anderen korporati-
stischen Lösungen somit immer
einen dritten Partner, der bereit ist,
für diese „Entschädigung" aufzu-
kommen. Es verwundert deshalb
nicht, daß überall, wo solche kor-
poratistischen Arrangements in-
stalliert werden, der (Sozial-)Staat
mit im Boot sitzt8.

Das alte Spiel, beschäftigungs-
politische Lasten auf Dritte abzu-
wälzen, geht im neuen Gewände
eines Bündnisses weiter, nun auch
offiziell. Da der .-(Sozial-)Staat als
Entsorgungseinrichtung für die
Tarifpartner weiter gebraucht wird,
dominiert bei seiner Umgestaltung
nicht Innovation, sondern Restau-
ration. Der institutionelle Mismatch
wird nicht verringert. Die rot-grüne
Regierung hat deshalb die ersten
vorsichtigen, tastenden Schritte
der alten Regierung, den Sozial-
staat über stärkere Eigenverant-
wortung, mehr Versicherung und
weniger Umverteilung auf ein soli-
deres ökonomisches Fundament
zu stellen, wieder rückgängig ge-
macht.

8 Vgl. N. B e r t h o l d , R. Hank : Bündnis
für Arbeit, a.a.O., S. 26-69.
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Das reicht allerdings nicht aus,
die überschüssigen Mengen aus
den Arbeitsmärkten herauszukau-
fen, zumindest solange nicht, wie
die Lohn- und Tarifpolitik die wirk-
lichen Verhältnisse auf den Ar-
beitsmärkten nur unzulänglich be-
rücksichtigt. Neue interventionisti-
sche staatliche Aktivitäten • sind
notwendig, an Ideen herrscht kein
Mangel: Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik sollen ausge-
baut, ein flächendeckend staatlich
subventioniertes Niedriglohnseg-
ment ohne Niedriglöhne soll einge-
führt werden, der Übergang in die
Rente soll nicht allein über bei-
trags-, sondern auch steuerfinan-
zierte .Tariffonds erfolgen, eine
Rente mit 60 ohne adäquate versi-
cherungsmathematische Abschlä-
ge wird von den Gewerkschaften
gefordert und ist von der Regie-
rung grundsätzlich zugesagt. Also:
Es hat sich nichts geändert, zu-
künftige Generationen werden
weiter als Lastesel mißbraucht.

Mehr institutioneller Wettbe-
werb: Hilfe durch Globalisierung

Es spricht nichts dafür, daß kor-
poratistische Arrangements in der
Lage sein könnten, einen adäqua-
ten ordnungspolitischen Rahmen
zu schaffen, der mehr Wettbewerb
auf den Arbeitsmärkten, im Be-
reich des Sozialen und des fiskali-
schen Föderalismus zuläßt. Ganz
im Gegenteil: Solche Arrange-
ments sind grundsätzlich defensiv
ausgerichtet, der institutionelle
Status quo soll erhalten werden.
Da korporatistische Lösungen von
mächtigen Interessengruppen ge-
fordert, noch immer von einer
Mehrheit der Wähler gutgeheißen
und mit staatlicher Hilfe installiert
werden, ist unter normalen wirt-
schaftlichen und politischen Um-
ständen nicht zu erwarten, daß
das ineffiziente polit-ökonomische
Gleichgewicht von innen aufge-
brochen wird.

Die Hilfe auf Besserung kann
nur von außen über einen schärfe-
ren institutionellen Wettbewerb
kommen. Der ist allerdings nur
möglich, wenn die Kanäle, über
die er wirkt und den Prozeß der in-
stitutionellen Arbitrage in Gang
hält, also internationaler Handel
und international mobile Produk-
tionsfaktoren, nicht zugeschüttet
werden. Der korporatistischen Ver-
suchung kann somit nur wider-
standen werden, wenn Güter- und
Faktormärkte weltweit offen sind.

Es besteht Hoffnung, daß der
Trend zu weltweit offeneren Güter-
und Faktormärkten auch weiter
anhält. Der technische Fortschritt
hat die Kosten der Information, der
Kommunikation und des Trans-
portes drastisch verringert. Diese
Entwicklung läßt sich nicht mehr
zurückdrehen. Damit setzen aber
ein stärkerer internationaler Han-
del und international mobileres
Kapital den verkrusteten institutio-
nellen Strukturen zu. Der Preis,
den wir über höhere Arbeitslosig-
keit und einen geringeren Wohl-
stand für ineffiziente institutionelle
Arrangements zahlen müssen,
steigt damit deutlich an.

Erste erzwungene Veränderun-
gen sind zu sehen: Der Flächen-
tarif erodiert, dezentrale Verhand-
lungen gewinnen an Boden, die
heterogenen Interessen von Unter-
nehmungen und Arbeitnehmern
finden eher Gehör. Der Sozialstaat
zeigt erste Zerfallserscheinungen;
von Privatisierung ist zwar noch
wenig zu sehen, allerdings gewin-
nen Äquivalenzüberlegungen an
Boden; eine Tendenz zu dezentra-
leren Lösungen ist nicht zu über-
sehen. Auch der kooperative Fö-
deralismus kommt auf den Prüf-
stand. Der Ruf der Bürger auf
kommunaler, der politischer Ent-
scheidungsträger auf regionaler
Ebene nach mehr Verantwortung
wird lauter. Das zusammenwach-
sende Europa stärkt das Gewicht

der Regionen und mindert das der
Nationalstaaten9. Das sind eigent-
lich gute Voraussetzungen für
mehr institutionellen Wettbewerb.

Es ist dennoch Vorsicht gebo-
ten, diese Hoffnung muß sich nicht
erfüllen. Der Korporatismus ist
zwar eng mit dem Nationalstaat
verbunden, wegen der schwinden-
den Bedeutung des Nationalstaa-
tes scheint damit auch sein
Schicksal besiegelt. Das kann al-
lerdings zumindest in Europa noch
dauern, die Restauration ist in voll-
em Gange. Die nationalen Interes-
sengruppen werkeln ebenso wie
nationale politische Entschei-
dungsträger an harmonisierten Lö-
sungen für die Europäische Union.
Es ist kein Zufall, daß auf den drei
Feldern der Lohn- und Tarifpolitik,
der Sozialpolitik und der Steuer-
politik erhebliche Bemühungen
unternommen werden, zu einer
stärkeren Harmonisierung zu kom-
men.

Europaweite Tarifverhandlungen,
koordinierte europäische arbeits-
marktpolitische Aktivitäten, stärker
aufeinander abgestimmte arbeits-
markt- und sozialpolitische Re-
gulierungen und harmonisierte
Steuern würden den institutionel-
len Wettbewerb erheblich ein-
schränken, die beschäftigungspo-
litische Verantwortung noch mehr
verwischen, die Lage auf den eu-
ropäischen Arbeitsmärkten weiter
verschlechtern und den materiel-
len Wohlstand in der Europäischen
Union beeinträchtigen. Ob korpo-
ratistische Arrangements eine eu-
ropäische Zukunft haben, hängt
somit entscheidend davon ab, ob
sich (verbands-)politische Macht
oder das ökonomische Gesetz
durchsetzen. Nur bei weltweit offe-
neren Güter- und Faktormärkten
bleibt das ökonomische Gesetz
auf der Siegesstraße.

9 Vgl. N. B e r t h o l d , R. Hank : Bündnis
für Arbeit, a.a.O., S. 115-122.
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